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Im Gazakrieg wurden nicht nur zehntausende Zivilist*innen 
getötet und lebenswichtige Infrastruktur gezielt zerstört – es 
wird auch das Völkerrecht mit Füßen getreten. Deutschlands 
Waffenlieferungen an Israel und das Schweigen zu offensicht -
lichen Völkerrechtsverbrechen beschädigen Grundprinzipien 
des internationalen Rechts. Die Bundesregierung trägt dazu 
bei, indem es sich auf eine Staatsräson beruft, die die Lehren 
aus dem Nationalsozialismus selektiv anwendet.  

 

Seit dem menschenverachtenden Terrorangriff der Hamas auf jü-

disches Leben am 7. Oktober 2023, bei dem mehr als 1.200 Men-

schen, darunter zahlreiche Zivilist*innen, ermordet und mehr als 

200 Geiseln verschleppt wurden – hat sich im Nahen Osten ein 

Unrecht entfesselt, dessen Dimension das Fundament der inter-

nationalen Ordnung erschüttert. Durch brutale Gewaltanwen-

dung an Palästinenser*innen, kollektive Bestrafung und gezielte 

Angriffe auf zivile Infrastruktur begeht Israel systematisch Völ-

kerrechtsverbrechen. Millionen Menschen ohne Obdach wird ge-

zielt der Zugang zu Nahrung, Wasser und medizinischer Versor-

gung verwehrt. Wer versucht, humanitäre Hilfe zu erreichen, ris-

kiert beschossen zu werden. Gaza droht »zum Friedhof des Völ-

kerrechts« zu werden, wie es der palästinensische Menschen-

rechtsanwalt Raji Sourani bitter formulierte.  

 

»Nie wieder« muss für alle gelten 

Inmitten dieser Angriffe auf die Grundpfeiler des Rechts offenbart 

sich ein gravierender Riss im Selbstverständnis deutscher Politik: 

zwischen der historischen Verantwortung gegenüber jüdischem 

Leben und der universellen Verpflichtung zur Wahrung des Völ-

kerrechts. Die offizielle Reaktion auf Israels Kriegsführung in Gaza 

macht deutlich, wie tief der Widerspruch sitzt und wie sehr die 

deutsche »Staatsräson« zur politischen Leerformel geworden ist, 

wenn sie nicht mehr von rechtlichen Prinzipien getragen wird, 

sondern von geopolitischen Loyalitäten und machtpolitischem 

Kalkül. 

»Nie wieder« – dieser Schwur ist mehr als eine historische 

Geste. Er bildet das moralische und normative Fundament der 

Bundesrepublik, geboren aus dem Zivilisationsbruch des Natio-

nalsozialismus und den beispiellosen Verbrechen an Jüdinnen 

und Juden. Doch dieser Schwur war nie partikular gemeint. Die 

Lehren aus diesen Verbrechen gelten nicht allein dem Schutz jü-

dischen Lebens, sondern allen Menschen. Wer diese Verantwor-

tung auf eine Gruppe beschränkt, verkennt ihren Wesenskern.  

Universalismus ist das tragende Fundament der europäi-

schen Nachkriegsordnung. Er konkretisiert sich in der Allgemei-

nen Erklärung der Menschenrechte, in den Genfer Konventionen 

zum Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten, in der 

Genozidkonvention und den Nürnberger Prinzipien, die die in-

dividuelle Verantwortlichkeit für Kriegsverbrechen und Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit begründeten. Der Jurist und Autor 

Philippe Sands bringt diesen Gedanken auf den Punkt: »Die jü-

dische Geschichte lehrt uns, dass wir nicht ohne Recht leben kön-

nen.« Sands erinnert daran, dass die Reaktion auf kollektives Un-

recht nicht bloßer Kollektivschutz sein kann. Sie muss in der Ver-

pflichtung zur Rechtsbindung bestehen – also der konsequenten 

Anwendung rechtlicher Normen, auch internationaler, und zwar 

jederzeit, unabhängig von Täter, Opfer oder politischem Inte-

resse. 

Das Völkerrecht ist nicht nur ein Bollwerk gegen Barbarei, son-

dern auch das Versprechen auf universelle Gerechtigkeit. Wer »Nie 

wieder« sagt, muss »für alle« meinen – und darf nicht schweigen, 

wenn dieses Versprechen gebrochen wird, so wie derzeit in Gaza. 

Die Bundesregierung reklamiert stattdessen eine »Staatsräson«, 

die sich in bedingungsloser Solidarität mit Israel erschöpft, wäh-

rend im Gazastreifen die Grundbedingungen der Humanität in 

Schutt und Asche gelegt werden. Dabei ignoriert sie ein zentrales 

rechtsstaatliches Postulat: Niemand steht über dem Recht.  

Die anhaltende Bombardierung ziviler Infrastruktur, das Aus-

hungern einer ganzen Bevölkerung, die massenhafte Tötung Un-

beteiligter – all das sind keine Begleiterscheinungen militärischer 

Selbstverteidigung, es sind Kernbestandteile schwerer Völker-

Scheitern in Gaza 
 
Durch seine bedingungslose Solidarität mit Israel trägt Deutschland zu einer Beschädigung  
des internationalen Rechts bei. Von Alexander Schwarz

Mehr als 90 Prozent der Bevölkerung des Gazastreifens wurden seit Oktober 2023 mindestens einmal vertrieben. Doch während dies in anderen 
 Konflikten als barbarisch verurteilt würde, ist die Kritik an der israelischen Kriegführung bei deutschen Politiker*innen zumeist sehr verhalten
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gegen Israels Premier Netanjahu Haftbefehl zu erlassen, eine 

wichtige Entwicklung. Sie ist ein Tabubruch in den Augen der 

Machteliten, aber ein Triumph der Rechtsgleichheit. Wenn die 

Bunderegierung erklärt, man wolle einem mutmaßlichen Kriegs-

verbrecher trotz bestehenden Haftbefehls den roten Teppich aus-

rollen, stellt das nicht nur das internationale Recht infrage, son-

dern auch die historische Lehre aus den Nürnberger Prozessen. 

Deutschland hat als Gründungsmitglied und großer Beitragszah-

ler des IStGH eine besondere Verantwortung: Es muss seine Prin-

zipien verteidigen – gerade dann, wenn es unbequem wird. 

 

Eine starke Zivilgesellschaft: Hoffnung im Schatten der Macht 

Weltweit demonstrieren Millionen Menschen für ein Ende der Ge-

walt, für gleiches Recht für alle, für humanitäre Hilfe und eine völ-

kerrechtsbasierte Lösung des Konflikts. In Berlin, Brüssel, London 

und New York formiert sich über ideologische Lagergrenzen hin-

weg Widerstand gegen die moralische Aushöhlung des Rechts.  

Im deutschen Umgang mit der palästinensischen Zivilbevöl-

kerung offenbart sich ein weiterer blinder Fleck: die Fortsetzung 

kolonialer Denkmuster unter demokratischem Deckmantel. Der 

Diskurs, der Palästinenser*innen als »Sicherheitsproblem« kon-

struiert oder – wie die Bundesbildungsministerin Karin Prien – 

pauschal als »offensichtlich ordentlich radikalisiert« diskrimi-

niert, speist sich aus denselben historischen und rassistischen 

Mustern, die einst die imperiale Kontrolle über arabische und 

muslimische Bevölkerungen rechtfertigen sollten.  

In der Ignoranz gegenüber der kulturellen und politischen Ei-

genständigkeit palästinensischer Stimmen und im beharrlichen 

Schweigen gegenüber ihrer Entrechtung spiegelt sich ein kolonia-

les Verhältnis wider: der Anspruch, über andere zu urteilen, ohne 

sie zu hören. Diese Denkweise scheint nicht überwunden – sie ist 

lediglich in neue rhetorische Gewänder gehüllt. Palästinen ser*in -

nen erscheinen in westlichen Medien oft als kollektives Objekt 

geopolitischer Konflikte, nicht als handelnde Subjekte. Ihre 

Trauer, ihre Angst, ihr Widerstand wird entwertet oder delegiti-

miert und so das Leid der palästinensischen Bevölkerung mit 

einer irritierenden moralischen Gleichgültigkeit hingenommen. 

Massive Bombardements, Vertreibungen und Blockaden dürfen 

als »notwendige Maßnahmen« gelten, wo sie andernorts als bar-

barisch verurteilt würden. Wer Gaza betrachtet, ohne diese kolo-

nialen Kontinuitäten mitzudenken, versteht weder die struktu-

relle Gewalt noch das westliche Versagen. Es geht hier nicht nur 

um Nahost, sondern um die Frage, ob das koloniale Erbe Europas 

tatsächlich überwunden ist – oder ob es sich in der ungleichen An-

wendung des Völkerrechts fortschreibt. 

Deutschland steht an einem Wendepunkt. Wird es seine Rolle 

als Verteidiger einer regelbasierten Weltordnung ernst nehmen? 

Oder wird es durch Schweigen, Doppelmoral und strategisches 

Kalkül seinen moralischen Bankrott offenbaren? Der Umgang mit 

dem Krieg in Gaza ist eine Bewährungsprobe für das demokrati-

sche Selbstverständnis, für das Vertrauen in die Kraft des Rechts 

– und für das Vermächtnis von »Nie wieder«. Jetzt 

ist der Moment, die Prinzipien von Nürnberg zu 

verteidigen. Nicht irgendwann. Jetzt.  
 
Alexander Schwarz ist Co-Leiter des Programmbereichs Völker-
straftaten und rechtliche Verantwortung beim European Center 
for Constitutional and Human Rights (ECCHR) in Berlin.
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rechtsverbrechen. Dass Deutschland diese Verbrechen nicht nur 

politisch deckt, sondern in vollem Wissen um ihre Ausführung 

Waffen liefert, begründet nicht nur eine völkerrechtliche, sondern 

möglicherweise auch eine strafrechtliche Mitverantwortung. 

Was hieraus von manchen als »Krise des Völkerrechts« beklagt 

wird, ist in Wahrheit die Krise einer Weltordnung, der der An-

spruch des Rechts offenbar lästig geworden ist. Das Völkerrecht ist 

nicht gescheitert. Im Gegenteil: Seine Wirkung wird immer stärker 

beansprucht. Länder des Globalen Südens wollen das eurozen-

trisch geprägte Völkerrecht aktiv mitgestalten und nicht mehr nur 

Zuschauer zu sein. Auch der Internationale Strafgerichtshof 

(IStGH) ermittelt nicht mehr nur in afrikanischen Staaten, son-

dern nimmt nun auch Völkerrechtsverstöße in westlichen Län-

dern in den Blick. Selten wurde das Völkerrecht derart entlarvend 

mit zweierlei Maß angewandt. Während westliche Politiker*innen 

– zu Recht – russische Kriegsverbrechen in der Ukraine verurtei-

len, schweigen sie zu den exzessiven und unverhältnismäßigen 

Militäraktionen Israels.  

Wer aber das Völkerrecht nur bemüht, wenn es strategisch op-

portun ist, zerstört seine eigene Glaubwürdigkeit. Die Glaubwür-

digkeit des Westens als Verteidiger einer regelbasierten Weltord-

nung steht und fällt mit der Gleichheit vor dem Recht. Wer be-

wusst mit diesen Prinzipien bricht, stellt sich außerhalb der Wer-

tegemeinschaft, der er angehört. 

 

Schaden für Deutschland und Europa 

Was dabei auf dem Spiel steht, ist mehr als die Glaubwürdigkeit 

deutscher Außenpolitik – es ist die Zukunft einer regelbasierten 

Weltordnung. Wer für Wladimir Putin internationale Strafverfol-

gung fordert, sie aber im Fall von Benjamin Netanjahu sabotiert, 

demontiert die Idee eines objektiven Völkerrechts. Mehr noch: Er 

stärkt all jene Kräfte, die sich offen gegen die internationale Re-

chenschaftspflicht verbündet haben – wie etwa die Regierung von 

Donald Trump, die Richter*innen des Internationalen Strafge-

richtshofs und die UN-Sondergesandte für die besetzten Gebiete 

Palästinas, Francesca Albanese, mit Sanktionen unter Druck setzte.  

In Deutschland schränken staatliche Stellen derweil im Kon-

text propalästinensischer Proteste die Versammlungs- und die 

Meinungsfreiheit ein. Der Europarat hat die deutsche Repression 

gegenüber propalästinensischen Protesten zurecht kritisiert. Wer 

Grundrechte im Namen außenpolitischer Loyalitäten opfert, 

schwächt das demokratische Fundament eines Landes – und öff-

net der autoritären Erosion von innen Tür und Tor. 

Deutschland hat die Sicherheit Israels zur Staatsräson erklärt. 

Diese müsste aber nicht im Widerspruch zum Völkerrecht stehen 

– im Gegenteil: Wer sie ernst nimmt, muss sie rechtlich binden. 

Die Würde des Menschen ist unteilbar, sie gilt für alle. Wer diesen 

Grundsatz infrage stellt, verrät nicht nur das Recht, sondern auch 

die historischen Erfahrungen, aus denen sich die zentrale Stellung 

der Menschenwürde im Grundgesetz speist. Es geht nicht um 

»Staatsräson oder Völkerrecht«, sondern um eine völkerrechts-

konforme Staatsräson. Der Schutz jüdischen Lebens in Israel kann 

und darf nicht mit dem Tod palästinensischer Zivilist*innen be-

zahlt werden. Der deutsche Umgang mit Gaza aber suggeriert das 

– dass man das eine nur durch das andere sichern könne; eine ge-

fährliche, weil entmenschlichende Logik. 

In diesem Kontext markiert die Entscheidung des IStGH, Fo
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